
Bundessozialgericht

9 RV 184/64 I m N a m e n d e e V 0 l k e 3

In dem Rechtsstreit

D o 0 ° e o c o o n o o o e 9 ° 0 v o o o o o o 9

Verkündet am
24° Nov. 1965

Beklagter und Revisionskläger,

gegen

0 o 0 o 0 a 0 ° 0 0 ° ° ° 0 o o o o o 0 ° ° 0 0 ° ,

Kläger und Revisionsbeklagter,

‚hat der 9° Senat des Bundessozialgerichts auf die

mündliche Verhandlung vom 24. November 1965 durch

Senatspräoident Dr„ W e i 8

‘
—Vorsitzender—‚

Bundesrichter ' Dr. M a 1 sie h und

Bundesrichter S c h i n d l e r ,
Bundessozialrichterin R e i f f und

Bundessozialrichterin B e c k e r

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Beklagten werden die Urteile des

Landessozialgerichts Niedersachsen vom 17„ Oktober 1963

und des Sozialgerichts Hannover vom 24° November 1960

aufgehoben„

Die Klage wird abgewiesen„

Außergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten°
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G r ü n d e :
——.—_am.»M—__

Mit Bescheid vom 29„ Juni 1951 wurden die dem Kläger auf Grund

' des Bescheides vom 31° Januar 1948 bewilligten Versorgungs—

‚
bezüge nach dem Bundesversorgungsgesetz (BVG) umanerkannto ‘

' Am 27„ Januar 1959 erließ das Versorgungsamt einen Teil—

berichtigungsbescheid, mit dem es die Bescheide vom 31° Ja—

nuar 1948 und 26° September, richtig 29° Juni 1951, aufhob,

soweit Herzmuskelschaden, Blutdrucksteigerung und Schlag—

aderverhärtung als Gesundheitsschädigungen im Sinne der

Sozialversicherungsdirektive (SVD) Nr° 27 und des BVG anerkannt

worden waren° „ Insoweit wurden die Versorgungsanträge ab—

.gelehnt„ Die Zahlung der Rente wurde mit Ablauf des Monats

Februar 1959 eingestellt‚ Der Widerspruch blieb erfolglos„

Das Sozialgericht (SG) hob mit Urteil vom 24. November 1960

den Berichtigungsbescheid auf, da der Beklagte das Recht auf

Anwendung des 5 41 des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VeerG)

_verwirkt habe° Die Berufung des Beklagten wurde vom Landes—

sozialgericht (LSG) mit Urteil vom 17° Oktober 1963 zurück—

gewissen° Die strittigen Leiden (Herzmuskelschaden, Blut—
druckerhöhung und Schlagaderverhärtung) hätten zwar 1948 vor—

.
gelegen, ihre Anerkennung als Schädigungsfolgen im Sinne der

Entstehung sei aber zweifelsfrei falsch gewesen° ‚Auch die

Annahme einer Verschlimmerung dieser Gesundheitsstörungen

durch schädigende Einwirkungen sei zweifelsfrei unrichtig

gewesen° Demnach sei der Bescheid vom 51. Januar 1948 in

tatsächlicher und rechtlicher Hinsicht zweifelsfrei falscho

Der Umanerkennungsbesoheid vom 29° Juni 1951 sei zwar in tat—

sächlicher Beziehung ebenfalls zweifelsfrei falsch, jedoch

sei er nicht auch rechtlich falsch, was 5 41 VeerG voraus—

setze° Da @ 41 VeerG nicht über den Zeitpunkt des Inkraft—

tretens des VeerG (1° April 1955) zurückwirke‚ sei der Be—

scheid vom 510 Januar 1948 durch den Berichtigungsbescheid

vom 27° Januar 1959 in seiner Rechtswirksamkeit nicht berührt
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werden; nach dem Inkrafttreten des BVG sei durch 5 85 BVG

die frühere fälschliche Bejahung des ursächlichen Zusammen—

hangs mit schädigenden Ereignissen sanktioniert und die Ent—

scheidung auch für das BVG für verbindlich erklärt werden.

Da der Umanerkennungsbescheid den ursächlichen Zusammenhang

ebenfalls bejaht habe, sei er mindestens rechtlich nicht

unrichtig gewesen. Auch die Grundsätze des allgemeinen Ver—

waltungsrechts rechtfertigten nicht die Rücknahme der Be—

scheide, da die Ursache für die Fehlerhaftigkeit des Beschei—

des von 1948 allein in den Verantwortungsbereich der Behörde

falle, diese außerdem den Fall nahezu 10 Jahre nicht über-

prüft habe. Der Kläger stehe im 68. Lebensjahr, seine
Existenzgrundlage würde durch die Einstellung der Zahlungen

erschüttert°

Mit der zugelassenen Revision rügt der Beklagte Verletzung

des @ 85 BVG° Eine nach bisherigen versorgungsrechtlichen

Bestimmungen ergangene Entscheidung sei für die Beurteilung

nach dem BVG nur insoweit rechtsverbindlich, als sie den ur—

sächlichen Zusammenhang bejahe. Durch @ 85 BVG sei die frü—

here Bejahung des ursächlichen Zusammenhangs nicht sanktio—

niert, der frühere Bescheid damit nicht bestätigt werden°

Die tatsächliche und rechtliche Unrichtigkeit des Bescheides

von 1948 hafte auch dem von 1951 an„ Nach 5 26 der Sozial—
versicherungsanordnung (SVA) Nr„ 11, der vom 1. August 1947

bis 51„ Dezember 1952 gegolten habe, habe ein rechtskräfti—

ger Bescheid aufgehoben werden können, wenn sich die Voraus—

setzungen der Bescheiderteilung als unzutreffend erwiesen

.haben; dies sei bei dem Bescheid von 1948 der Fall. Auch

nach den Grundsätzen des allgemeinen Verwaltungsrechts sei

eine Rücknahme zulässig; die Aufrechterhaltung der berich—

tigten Bescheide sei im Interesse der Allgemeinheit nicht

vertretbar°
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Der Beklagte beantragt, die Entscheidungen des SG Hannover

und des LSG Niedersachsen aufzuheben und die Klage abzu—

weisen, hilfsweise, unter Aufhebung des LSG—Urteils die

Sache zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an das LSG

zurückzuverweisen° Der Kläger beantragt, die Revision zu—
rückzuweisen° Dem Urteil sei zuzustimmeno

Die durch Zulassung statthafte Revision ist form— und frist—

gerecht eingelegt und begründet werden und daher zulässig

(@@162 Abs° 1 Nr° 1, 164, 166 des Sozialgerichtsgesetzes

— SGG —); sie ist auch sachlich begründet„

Das LSG hat festgestellt, daß die Anerkennung von Herz—

muskelschaden, Blutdrucksteigerung und Schlagaderverhärtung,

da sie durch schädigende Einwirkungen weder hervorgerufen

noch verschlimmert worden sind, in tatsächlicher und recht—

licher Hinsicht zweifelsfrei falsch war und daß deshalb der

Bescheid vom 31„ Januar 1948 tatsächlich und rechtlich zwei-

felsfrei unrichtig gewesen ist. Es hat auch festgestellt,

daß der Bescheid vom 29° Juni 1951 in tatsächlicher Be—

ziehung zweifelsfrei falsch ist. Das LSG hat ferner fest—

gestellt, daß nach dem Berichtigungsbescheid vom 27° Januar

1959 die weiterhin anerkannt gebliebenen Schädigungsfolgen
(Narben über dem linken Knie und leichte Verbildung der

linken Kniescheibe) nur eine Minderung der Erwerbsfähigkeit

(MdB) von 10 V.H° bedingen; es ist demgemäß davon ausge—

gangen, daß bei einer Wirksamkeit des Berichtigungsbescheides

die Versorgungsbezüge eingestellt werden müßten° Insoweit

besteht offensichtlich auch kein Streit° Da der Kläger

keine Revision eingelegt_hat, ist der Senat an diese Fest—

stellungen, soweit sie tatsächlicher Natur sind, gebunden

(@ 163 SGG)° Wenn das LSG den Berichtigungsbescheid vom
270 Januar 1959 trotzdem als rechtswidrig angesehen hat, weil

der zweifelsfrei falsche Bescheid vom 31° Januar 1948 von

der erst ab 1° April 1955 geltenden Vorschrift des 5 41

VeerG nicht berührt werde, durch den Umanerkennungsbescheid

gemäß @ 85 BVG sanktioniert und nach dem BVG für verbindlich
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erklärt worden sei, kann ihm nicht zugestimmt werden° Der

Beklagte hat insoweit zutreffend eine Verletzung des @ 85 BVG

gerügt°

Das LSG hat die Bedeutung der Bindungswirkung nach @ 85 BVG

im Rahmen einer Berichtigung früher erlassener Bescheide ver—

kannt; es ist außerdem zu Unrecht davon ausgegangen, daß

% 41 VeerG die Berichtigung von Bescheiden, die vor dem

Inkrafttreten des VeerG (1° April 1955) erlassen wurden,

für die Zeit bis zum 31„ März 1955 ausschließe° Der erken—

nende Senat hat schon durch Urteil vom 19° September 1958

(BVBl 59, S. 46) entschieden, daß 5 85 BVG der Aufhebung

früher ergangener, zweifelsfrei unrichtiger Bescheide nicht

entgegensteht° Er hat hierzu ausgeführt, die Existenz einer

derartigen früheren Entscheidung sei nach 5 85 BVG (nur)

ein Tatbestandsmerkmal für die materiell—rechtliche Ent—

scheidung nach dem BVG und becinflusse daher nicht die Wirk—

samkeit anderer gesetzlicher Vorschriften, die die frühere

Entscheidung unmittelbar betreffen können, wie Aufhebung,

Wiederaufnahme des Verfahrens° Die Tatbestandswirkung,

die © 85 Satz 1 BVG Bescheiden nach bisherigem Versorgungs—

recht gewähre, könne nicht stärker sein als die bindende Wir—

kung des früheren Bescheides selbst, die eine Aufhebung we—

gen Unrichtigkeit nicht ausschloß‚ Bei dieser Entscheidung

handelte es sich um die Berichtigung eines dem Umanerkennungs—

bescheid vorangegangenen Bescheides gemäß 5 26 SVA Nr° 11.

Der 10° Senat des Bundessozialgerichts (BSG) ist im Urteil

vom 6. Oktober 1964 — 10 RV 867/62 — bei Anwendung des 5 41

VeerG zu demselben Ergebnis gelangt° Unter Bezugnahme auf

das zitierte Urteil des erkennénden Senats hat er festgestellt,

daß mit Aufhebung des nach früheren versorgungsrechtlichen

Vorschriften ergangenen Bescheides gemäß 5 41 VeerG auch der

Umanerkennungsbescheid, in den das anerkannte Leiden gemäß

@ 85 BVG übernommen wurde, aufgehoben werden kann (vgl° im

übrigen auch schon BSG 13, 235).
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Die in 5 85 BVG bestimmte Bindungswirkung stand somit auch
hier der Rücknahme des Umanerkennungsbescheides von 1951

nicht entgegen, soweit der Bescheid von 1948 wegen Unrich—

tigkeit teilweise zurückgenommen werden konnte. Die Be—
richtigung nach 9.41 VeerG war auch nicht deshalb ausge—
schlossen, weil diese Vorschrift nicht über den Zeitpunkt
des Inkrafttretens des VeerG (1. April 1955) zurückwirkt

(BSG in SozR VeerG @ 41 Nr° 9)„ Die Auffassung, daß
frühere Bescheide durch einen nach dem 1° April 1955 er—
lassenen Berichtigungsbescheid für die Zeit davor nicht

zurückgenommen werden könnten, läßt sich aus dem in SozR

VeerG @ 41 Nro 9 veröffentlichten Urteil nicht entnehmen°

Hier ist vielmehr ausgesprochen, daß ein Bescheid aus 1952

nach @ 41 VeerG hat zurückgenommen werden können und daß

lediglich die Eolgen des rechtswidrigen Verwaltungsakts
für die Zeit vor dem 1° April 1955 nicht nach 5 41 VeerG
beseitigt werden durften° Die auf die Zeit seit dem

1° April 1955 beschränkte Anwendung des @41 VeerG beruht
nur darauf, daß ein Gesetz erst von seinem Inkrafttreten

an Wirkungen äußern kann° Das bedeutet aber nicht, daß

Bescheide, die Vor dem 1° April 1955 erlassen wurden9 nach

dem 1° April 1955 nicht rückwirkend zurückgenommen werden

könnten° Das Gegenteil ergibt sich vielmehr aus dem Ge—
danken der Rechtskontinuitäto Nur die Rückgängigmachung

der Auswirkungen des aufgehobenen Bescheides, d.,h° die Be—

seitigung der Folgen des rechtswidrigen Verwaltungsakts

(vgl. SozR VeerG @ 41 Nr„ 9), insbesondere die Rückforde—

rung gewährter Leistungen, kann für die Zeit vor dem 10 April

1955 nicht nach den Vorschriften des VeerG erfolgen° Als
eine andere Reohtsgrundlage kommt hier die vom Beklagten er—

wähnte Ziffer 26 SVA Nr° 11 nicht in Betracht‚ da die Gel—

tungsdauer dieser Vorschrift bis 310 Dezember 1952 befristet

und somit bei Erlaß des Berichtigungsbescheides vom 27„ Ja—

nuar 1959 nicht mehr anwendbar war (vgl° BSG 8, 13)° Für

_7_
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die Zeit vor dem 1° April 1955 sind vielmehr die Grund—

sätze des allgemeinen Verwaltungsrechts anzuwenden (BSG

8, 11, 14; 10, 72, 74; 15, 81 und 21, 58 f)° Lediglich

für die Frage, ob die vor dem 1. April 1955 erlassenen Be—
scheide zweifelsfrei unrichtig waren, also für die Beur—

teilung einer von Anfang an bestehenden Unrichtigkeit,

nicht auch der Rücknahme, kommt es auf das vor diesem Zeit—

punkt geltende Recht auch dann an, wenn es inzwischen auf—

gehoben wurde°

Das LSG hätte sonach, wenn es die vorstehend dargelegte

Rechtsauffassung zugrunde gelegt hätte, feststellen müssen,

daß die Bescheide vom 31. Januar 1948 und 29° Juni 1951 in

dem vom Beklagten ausgesprochenen und vom LSG in tatsächli—

cher Hinsicht bestätigten Umfang unrichtig waren. Es hätte

somit den Berichtigungsbescheid vom 27. Januar 1959, in dem

diese Feststellungen getroffen waren, nicht als rechtswidrig

ansehen und insoweit das SG—Urteil bestätigen dürfen°

Der Beklagte hat im Berichtigungsbescheid vom 27. Januar 1959

die Versorgungsbezüge nur für die Zukunft, nämlich mit Ab—

lauf des Monats Februar 1959 entzogen. Er hat damit zum

Ausdruck gebracht, daß es bei den bisher gezahlten Bezügen

sein Bewenden haben soll und daß eine Rückforderung nicht

geltend gemacht wird. Der Satz im Berichtigungsbescheid,

daß die Anträge auf Versorgung "insoweit" (d,h° im Umfangs

der erfolgten Berichtigung) "abgelehnt" werden, ist in dem

Sinne zu verstehen, daß die frühere Bewilligung der Leistungen

rechtswidrig war und solche für die zukunft abgelehnt werden,
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Durch den Berichtigungsbescheid sind die vor dem 1° April

1955 erlassenen Bescheide wegen von Anfang an bestehender

Unrichtigkeit teilweise aufgehoben worden; die Wirkung

dieser Aufhebung sollte aber erst ab 1° März 1959 eintre—

ten° In einem solchen Fall bedarf es nicht der Heran—4

ziehung der Grundsätze des allgemeinen Verwaltungsrechts°

Denn wenn die Wirkung der Berichtigung erst ab 1, März 1959

eintreten soll, so sind ausschließlich die seit dem 1; April

1955 geltenden Grundsätze des 5 41 VeerG maßgebend° Hier—

nach ist die Berichtigung früherer Bescheide zuungunsten

des Versorgungsberechtigten zulässig, wenn ihre tatsäch—

liche und rechtliche Unrichtigkeit im Zeitpunkt ihres Er—

lasses außer Zweifel steht° Diese Voraussetzung ist nach

den bindenden Feststellungen des LSG für den Bescheid vom
31° Januar 1948 erfüllt. Auch der Bescheid vom 29° Juni

1951 ist nach diesen Feststellungen in tatsächlicher Be—

ziehung zweifelsfrei falsch„ Wie oben dargelegt, ist die

Auffassung des LSG, dieser Bescheid sei nur tatsächlich,

nicht auch rechtlich zweifelsfrei unrichtig, rechtsirrig;

sonach sind auch insoweit die Voraussetzungen des 5 41

VeerG gegeben°

Da nach alledem der Berichtigungsbescheid vom 27° Janua

1959, der sich Wirkung erst ab 1° März 1959 zulegte, nicht

zu beanstanden war, mußte die Klage, die auf Weiterge—

währung von Rente nach einer MdE von 70 v‚H° über Februar

1959 hinaus gerichtet war, unter Aufhebung der Urteile

des LSG und des SG abgewiesen werden (5 170 Abs„ 2

Satz 1 SGG)°

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


..9-

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 193 SGG„
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